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Dietrich Kebschull

Mehr Geld für 

die Dritte Welt?

Ende dieses Monats wird sich 
das Bundeskabinett m it den 

Grundlinien der künftigen deut
schen Entwicklungspolitik be
schäftigen. Dabei sollen vor al
lem die Weichen für die Verhand
lungen bei der fünften UN-Kon- 
ferenz für Handel und Entwick
lung (UNCTAD V) gestellt wer
den, die im Mai in Manila statt
findet. Vieles spricht dafür, daß 
bei der internen deutschen Dis
kussion die Frage einer massi
ven Erhöhung der offiziellen Lei
stungen an die Länder der Drit
ten Welt in den Mittelpunkt rückt.

Die Bundesregierung hat sich 
stets zu der Erfüllung der Forde
rung der Entwicklungsländer be
kannt, daß die Industrieländer 
0,7%  ihres Bruttosozialprodukts 
an öffentlichen Mitteln für Zwek- 
ke der wirtschaftlichen Zusam
menarbeit zur Verfügung stellen 
sollen. Auf einen genauen Zeit
punkt zur Verwirklichung dieses 
Ziels hat sie sich allerdings nie 
festlegen lassen. Ausschlagge
bend dafür waren in erster Linie 
die praktischen Probleme, die 
international erwünschte höhere 
Priorität für Mittel an die Dritte 
Weit im eigenen Land durch ent
sprechend steigende Budgetan
sätze durchzusetzen.

Dies führte zu der paradoxen 
Situation, daß das offiziell ver
kündete Ziel in immer weitere

Ferne rückte. 1976 wurden statt 
der 0,7%  nur 0,31% erreicht; 
1977 waren es sogar nur 0,27%. 
Vor diesem Hintergrund ist es 
nicht verwunderlich, daß die Kri
tik  am deutschen Verhalten im
mer massiver wird. Weltbankprä
sident McNamara erklärte bei 
seinem jüngsten Besuch in der 
Bundesrepublik unüberhörbar, 
daß eine nachhaltige Steigerung 
der deutschen Hilfeleistungen 
allgemein als unerläßlich ange
sehen wird. Die Entwicklungslän
der selbst beließen es nicht bei 
dieser vergleichsweise freund
lichen Form der moralischen Be
einflussung. Auf ihrem Vorberei
tungstreffen für UNCTAD V in 
Arusha verabschiedeten sie ein
stimmig ihre Finanzforderung an 
die Bundesrepublik: Sie soll ihre 
öffentlichen Leistungen innerhalb 
der nächsten drei Jahre real je 
weils um 25%  steigern und da
mit etwa eine Verdoppelung des 
gegenwärtigen Realtransfers 
sicherstellen.

Daß sich diese Forderung auch 
an Japan und die Vereinigten 
Staaten richtet, dürfte aus deut
scher Sicht kaum als großer Trost 
empfunden werden. Denn einmal 
mehr sieht sich die Bundesre
publik in die Rolle des politi
schen Buhmanns gedrängt. Trotz 
ihres jüngsten Entgegenkom
mens in der Rohstoffpolitik hat 
sie alle Chancen, das Image des 
politischen Hardliners zu behal
ten, wenn sie diese Forderung 
nicht erfüllt.

Für eine Zustimmung zum 
Plan der Entwicklungsländer
sprächen insbesondere außen
politische Überlegungen. Mit der 
Erfüllung des 0,7-%-ZieIs würde 
ein großer Teil der ständigen At
tacken der Dritten Welt gegen
standslos. Denn unabhängig von 
dem ökonomisch nicht erkenn
baren Sinn einer Festlegung der 
Leistungen auf gerade dieses 
Niveau hat die Realisierung die
ses Ziels bisher weltweit immer 
erhebliche positive politische Ef
fekte gehabt. Holland, Norwegen 
und Schweden — bisher die ein
zigen Industriestaaten, die über 
die 0,7-%-Grenze hinauskamen 
— gelten allenthalben als Mu
sterschüler.

Die Bundesregierung hat of
fensichtlich aufgrund dieser Zu
sammenhänge im Rahmen ihrer 
mittelfristigen Finanzplanung ei
nen überdurchschnittlichen An
stieg ihrer Ausgaben für die Ent
wicklungsländer vorgesehen. 
Eine weitere Steigerung dieser 
Zuwachsraten erscheint schon 
aufgrund der zusätzlichen Be
lastungen durch die Ölpreisstei
gerungen kaum durchsetzbar. 
Darüber hinaus stellt sich das 
Problem, wie und für wen ent
sprechend höhere Mittel effizient 
verwendet werden sollen. Die für 
das vergangene Jahr notwendi
ge Rückgabe von einigen hun
dert Millionen Mark Entwick
lungshilfegeldern an den Finanz
minister ist im Grunde ein deut
liches Anzeichen dafür, daß sich 
die Administration bei der ge
genwärtigen Projekt- und Pro
grammpolitik sehr schwer tun 
würde, ein erheblich anwachsen
des Finanzvolumen zu bewäl
tigen.

Insofern ist es notwendig, vor 
irgendwelchen Zusagen zu
nächst zu entscheiden, welche 
Änderungen im Hinblick auf die 
Mittelvergabe in der Politik der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
vorgenommen werden sollten. 
Denn es wäre unvertretbar, die 
knappen Mittel nur um des lie
ben Verhandlungsfriedens willen 
nach irgendeinem Schlüssel zu 
verteilen; daß hieße, sie weitge
hend zu vergeuden.

Eine Vereinfachung der bishe
rigen Projektprüfung, vermehrte 
Sonderprogramme oder Budget
hilfen könnten sich allerdings 
durchaus als geeignet erweisen. 
Doch sollte in jedem Fall geklärt 
werden, welche Konsequenzen 
sie für die Entwicklungsländer 
und die Bundesrepublik selbst 
hätten. Die von der Dritten Welt 
geforderte Mittelerhöhung ist nur 
dann sinnvoll und durchsetzbar, 
wenn sie allen Beteiligten w irt
schaftliche, politische und sozi
ale Vorteile bringt. Mehr Kapital 
ist zwar eine notwendige, aber 
noch keinesfalls eine hinreichen
de Bedingung für Entwicklung. 
Eile unter primär konferenztakti
schen Gesichtspunkten könnte 
hier mehr schaden als nutzen.
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